
KAIRO. Die Straßen um das Parlament
glichen amMontag, am Tag der ersten
Sitzung, den Zufahrtswegen zu einer
streng abgeriegelten Militäranlage.
Unzählige Hundertschaften von Be-
reitschaftspolizisten machten ein Vor-
dringen der Menschen zu ihrem Parla-
ment unmöglich. Tausende demon-
strierten für Mindestlöhne, gegen den
Militärrat oder für die Unterstützung
von Hinterbliebenen der Getöteten.
Mohamed, ein 25-jähriger Aktivist,
sagt vor Stacheldrahtverhauen sit-
zend: „Ich traue dem neuen Parlament
nicht. Am 25. Januar werden wir das
zu Ende bringen, was wir vor einem
Jahr begonnen haben!“. Damit steht er
für die Ägypter, die das neue Parla-
ment erst noch durch seine Arbeit
überzeugen muss. Bis dahin werden
sie weiter als außerparlamentarische
Opposition auf die Straße gehen.

Der Protest der Straße bleibt

Etwa hundertfünfzig Meter weiter tag-
te unterdessen das Parlament. Auch
hier gibt es eine klare Teilung zwi-
schen militärkritischen Parlamenta-
riern und den gegenüber dem Militär
mehrheitlich eher gemäßigt auftreten-
den Muslimbrüdern. Der Druck der

Straße wird auf beide Gruppen in den
nächsten Monaten extrem hoch wer-
den. Sollten sie es nicht schaffen, die
Erwartungen der Menschen zu erfül-
len, dürften die Proteste schnell wie-
der zunehmen. Die Sitzung begann
mit einem Schweigemoment für die
verstorbenen „Märtyrer“ der Revolu-
tion. Zahlreiche militärkritische Abge-
ordnete trugen gelbe Schaals mit dem
Logo der Bewegung „Nein zu Militär-
tribunalen“. Entsprechend war die Ei-
nigkeit schnell vorbei, als demMilitär-
rat durch Applaus für dessen Rolle
während der Übergangsperiode ge-
dankt werden sollte: Einige blieben sit-
zen und klatschten nicht – zu groß ist
die Wut über die Gewaltexzesse des
Militärrats.

Die Trennlinien in Ägyptens neu-
em politischen System werden also

nicht zwischen „Islamisten“ und säku-
lareren Kräften verlaufen, sondern
einerseits zwischen den Aktivisten auf
der Straße und den Parlamentariern
und andererseits zwischen den Abge-
ordneten der eher moderaten, militär-
naheren Opposition und den eher mi-
litärkritischen Parlamentsmitgliedern.

Diese Spaltungen zeigen sich auch
innerhalb der Muslimbruderschaft
selbst: Die noch von älteren konserva-
tiven Führern dominierte Organisa-
tion wird es schwer haben, seine jün-
geren Mitglieder von den Protesten
fernzuhalten. Erst vor wenigen Tagen
wurde bekannt, dass einige Jüngere
aus Kritik an der negativen Haltung
der Muslimbrüder gegenüber Protes-
ten eine eigene Webseite entwickeln
wollen. Auch ist es wenig erhellend,
die extremen Salafisten und Muslim-

brüder in einen Topf zu werfen: Die
Unterschiede sind einfach zu groß. Im
neuen Parlament werden sie auf ab-
sehbare Zeit nicht koalieren. Die Mus-
limbrüder sind nun mit einer Herku-
lesaufgabe, dem Lösen der sozialen
und wirtschaftlichen Probleme, kon-
frontiert. Die pragmatisch eingestell-
ten Brüder wollen wiedergewählt wer-
den und das werden sie nur, wenn sie
den Menschen spürbare Verbesserun-
gen bringen. Da bleibt imMoment kei-
ne Zeit, über eine Einführung der
wörtlich genommenen Scharia zu dis-
kutieren. Auch im Wahlkampf gab es
teils heftige Spannungen zwischen Sa-
lafisten und Muslimbrüdern. Für letz-
tere ist es außerdem wesentlich einfa-
cher, mit einem kleineren Koalitions-
partner zusammenzuarbeiten.

Streit ist vorprogrammiert

Wie sich das Verhältnis zwischen Sala-
fisten und Muslimbrüdern im Parla-
ment in den nächsten Jahren entwi-
ckeln wird, wird auch davon abhän-
gen, welche Parteiflügel die Oberhand
gewinnenwerden: die religiösModera-
ten oder die Konservativen. Selbst in-
nerhalb der extremen Salafisten gibt
es einige pragmatische Köpfe, die zum
Beispiel vor einigen Tagen mit den
christlichen und liberalen Parteien
verhandelt haben, um der Übermacht
der Muslimbrüder zu begegnen. Teil-
nehmer der hochrangig besetzten
Runde sprachen von einer sehr positi-
ven Atmosphäre. Andere salafistische
Abgeordnete hingegen bleiben radika-
len Gesellschaftsmodellen verhaftet:
Einige fügten bei der Ablegung ihres
Eides die Formel „sofern es mit der
Scharia vereinbar ist“ hinzu.

Ägypten vor neuenHerausforderungen
GESELLSCHAFTDas Land hat
ein frei gewähltes Parla-
ment. Doch ein Jahr nach
der Revolution überwiegt
die Skepsis. Und die Rolle
der Islamisten ist unklar.
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AUS KAIRO VONMATTHIAS SAILER, MZ

Ägyptens neues Parlament ist von Mitgliedern islamistischer Parteien dominiert. Doch das ist nicht das größte Problem für die Zukunft. Foto: dpa

BERLIN. Setzen Bundesregierung und
Verfassungsschutz im Kampf gegen
Extremisten die richtigen Prioritäten?
Diese Frage drängt sich für manche in
diesen Tagen auf. Jahrelang konnten
Neonazis mordend und raubend
durch Deutschland ziehen, ohne dass
Verfassungsschutz und Polizei die
Rechtsterroristen im Visier hatten.
Gleichzeitig wird die Linkspartei seit
1995 – damals PDS – vom Geheim-
dienst beobachtet – mit ihr führende
Linke-Politiker. Initiativen gegen
Rechtsextremismus klagen über Geld-
mangel und häppchenweise gewährte

Fördermittel für Projekte, die sich des-
halb von einem Jahr zum anderen
hangeln.

Innenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU) und Familienministerin Kristi-
na Schröder (CDU) luden gestern Ver-
treter von Verbänden, Kirchen und
Initiativen nach Berlin ein, um ein
„Zeichen gegen Rechtsextremismus“
zu setzen. „Wir haben damit ein Signal
geben wollen – hinaus ins Land bis in
die Kommunen an all die, die sich ein-
setzen im Kampf gegen diese men-
schenverachtende Ideologie“, sagte
Friedrich. Schröder kündigte ein neues
Zentrum an, das Wissen über Rechts-
extremismus bündeln soll. Was damit
genau gemeint ist, blieb recht
schwammig. Projekte sollen „nachhal-
tiger“ werden, so Schröder.

Rund 24 Millionen Euro Fördermit-
tel stehen allein aus dem Topf des
Schröder-Ministeriums jährlich für
Projekte gegen Rechts bereit. Aller-
dings sehen sich Initiativen wegen der
„Extremismusklausel“ gegängelt. Um
staatliche Mittel zu bekommen, müs-

sen sie für sich und ihre Partner
schriftlich versichern, dass sie selbst
keine extremistischen Ziele verfolgen.
Friedrich und Schröder halten die
Klausel für legitim – man wolle
schließlich Rechtsextremisten nicht
mit Linksextremisten bekämpfen und
auch nicht umgekehrt. Auch die an-
haltende Debatte über die Beobach-
tung von führenden Mitgliedern der
Linkspartei kann Friedrich nicht nach-
vollziehen. Schließlich gebe es in der
Partei extremistische Teilorganisatio-
nen wie die Kommunistische Platt-
form. Daher müsse der Verfassungs-
schutz alle wichtigen Personen dieser
Partei beobachten – also beispielswei-
se Interviews von ihnen auswerten.
Den Vorwurf, es würden auch nach-
richtendienstliche Mittel eingesetzt,
wies das Bundesinnenministerium
abermals zurück. Auch der Verfas-
sungsschutz selbst versteht die Aufre-
gung wegen der Beobachtung der
Linkspartei nicht. Präsident Heinz
Fromm erklärte einigermaßen genervt
vor Journalisten: „Es ist nicht neu, dass

die Partei beobachtet wird. Es ist nicht
neu, dass Abgeordnete in die Beobach-
tung einbezogen sind. Den Betroffe-
nen ist das bekannt. Also: So what?“
Allerdings muss sich Fromm kritische
Fragen zur Arbeit des Geheimdienstes
durchaus gefallen lassen, bemerkte
seine Behörde doch jahrelang nichts
von einem Rechtsterrorismus in
Deutschland.

An alldem spiegelt sich die alte poli-
tische Debatte darüber wieder, was ge-
fährlicher ist und deshalb stärker be-
kämpft werden muss: Linksextremis-
mus oder Rechtsextremismus. Bundes-
justizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) hält die Beob-
achtung von Linke-Abgeordneten für
„unerträglich“. Innenminister Fried-
rich kontert mit einem gewagten Ver-
gleich: „Dassman bestimmte Abgeord-
nete beobachten darf und andere
nicht, scheintmir einigermaßen abwe-
gig“, sagte er im ZDF. Sonst müsse
man „sofort auch die Beobachtung
von NPD-Spitzenfunktionären einstel-
len“.

Schwierige Balance zwischen zwei Extremen
DEBATTEDieMinister Fried-
rich und Schröder wollten
eigentlich über die Rechten
sprechen. Aber die Debatte
über die Linke überschattete
das Treffen.
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VON BETTINA GRACHTRUP, DPA

BERLIN. Eine ernüchternde Feststel-
lung: Bei fast allen Dienstgraden sei
eine tief greifende Verunsicherung zu
spüren, beklagte der Wehrbeauftragte
Hellmut Königshaus gestern bei der
Vorstellung seines Jahresberichts. Er
forderte, den Soldatenberuf attraktiver
zu machen, und warnte vor Spardikta-
ten zulasten der Soldaten. Bei der Aus-
rüstung im Einsatz mahnte Königs-
haus weitere Verbesserungen an: Es
fehlten vor allem Hubschrauber,
Handfeuerwaffen und Munition für
die Ausbildung sowie Geräte zum Ent-
schärfen von Sprengfallen.

Der Jahresbericht 2011 ist der erste,
der die Folgen der Bundeswehrreform
aufgreift. Im Juli wurde die Wehr-
pflicht ausgesetzt. Darüber hinaus traf
Verteidigungsminister Thomas de
Maizière (CDU) im Laufe des Jahres al-
le wichtigen Entscheidungen zur Neu-
strukturierung der Streitkräfte. Die
Detailplanung steht aber noch aus.
Unklar ist zum Beispiel weiterhin, wie
viele Soldaten wegen Standortschlie-
ßungen und Verkleinerungen umzie-
henmüssen.

Königshaus beklagte, dass sein Vor-
schlag einer regionalen Konzentration
der Standorte bei der Reformnicht auf-
gegriffen wurde. Der Wehrbeauftragte
wollte so die weitverbreitete Pendelei
zwischen Wohn- und Dienstorten ein-
schränken. 70 Prozent der Soldaten
seien inzwischen Pendler, sagte er. Zu
Frust führe auch der Beförderungsstau
bei der Bundeswehr, so Königshaus. Er
forderte zusätzliche Anstrengungen,
um die Bundeswehr als Arbeitgeber at-
traktiver zumachen. (dpa)

Schlechte
Stimmung
in Truppe
BERICHTDie Bundeswehrre-
form verunsichert die Streit-
kräfte, sagt derWehrbeauf-
tragte.
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POLITIK IN KÜRZE

Abfallgesetz offenbar
auf der Kippe
BERLIN.Das neue Abfall- und Recyc-
linggesetz, mit dem derWeg für die
bundesweite Einführung einerWert-
stofftonne bereitet werden soll, steht
auf der Kippe. Die FDP fordert von den
rot-grün regierten Ländern ein Ende
ihrer Blockade gegen das Gesetz. „Ich
verstehe besonders die Grünen nicht,
weil es hier nicht umBesitzstands-
wahrung gehen sollte, sondern darum,
dassman durch höhere Recyclingquo-
ten auch ökologisch bessere Ergebnis-
se erzielt“, sagte der zuständige FDP-
Umweltpolitiker HorstMeierhofer aus
Regensburg. Bei demGesetz geht es da-
rum, unter welchenUmständen priva-
te Anbieter künftig bei gewerblichen
Wertstoffsammlungen den Zuschlag
bekommen. Da das Ganze angesichts
knapperwerdender Rohstoffe einMil-
liardenmarkt ist, streiten Kommunen
und private Entsorger seitMonaten
umdie Zugriffsrechte. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Streit zwischen Türkei
und Frankreich
ISTANBUL/PARIS.Der türkischeMinis-
terpräsident Recep Tayyip Erdogan hat
das französische Völkermordgesetz als
„Massaker an derMeinungsfreiheit“
kritisiert. Das amVorabend in Paris
verabschiedete Gesetz sei diskriminie-
rend und rassistisch, sagte Erdogan.
Der französische Senat hatte amMon-
tagabend trotz aller Drohungen der
Türkei das neue Gesetz verabschiedet.
Es stellt die Leugnung vonVölkermor-
den unter Strafe – worunter nach fran-
zösischemRecht auch die Tötung zahl-
loser Armenier während des Ersten
Weltkriegs imOsmanischen Reich
zählt. Die Türkei bestreitet, dass es
einenVölkermord gegeben habe.
Ankara erhöhte denDruck auf Sarko-
zy. Das Gesetz tritt erst nach seiner
Unterschrift in Kraft. (dpa)
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DER LANGE WEG ZUM NEUANFANG

Heute vor einem Jahr begannen die
Proteste in Ägypten. Wir dokumentie-
ren die wichtigsten Entwicklungen.
➤ 11. Februar 2011: Präsident Mubarak
tritt zurück und kommt zunächst in
Scharm el Scheich unter Hausarrest.
➤ 13. April: Der Ex-Präsident sitzt nun in
Untersuchungshaft, wegen seines
schlechten Gesundheitszustandes in
einemKrankenhaus.
➤ 24. Mai: Der ägyptische Oberstaats-
anwalt erhebt offiziell Anklage gegen
Mubarak und seine beiden Söhne.
➤ 3. August:Der Prozess gegenMuba-
rak beginnt. Ihm droht die Todesstrafe.
➤ 18. November: Hunderttausende for-
dern auf dem Tahrir-Platz, der Militärrat
müsse die Macht übergeben.

➤ 22. November: DerMilitärrat nimmt
den Rücktritt der Übergangsregierung
an und kündigt die Präsidentenwahl für
Juni 2012 an.
➤ 28. November:Die erste Parlaments-
wahl der neuen Epoche beginnt.
➤ 7. Dezember: Eine neue Übergangsre-
gierung wird vereidigt.
➤ 16. Dezember: Schwere Ausschreitun-
gen zwischen Demonstranten und An-
gehörigen der Sicherheitskräfte begin-
nen.
➤ 11. Januar:Nach der dritten Runde der
Parlamentswahl sichern sich die islamis-
tischen Parteien rund 70 Prozent der
498Mandate. Allein die Partei „Freiheit
und Gerechtigkeit“ gewinnt rund 45 Pro-
zent. (dpa)
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